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Das chinesische Verwaltungs­

widerspruchsgesetz vom

29.4.1999:

Gegen die Willkür der 

„rotköpfigen Dokumente“

Vorbemerkung

I

Am 1.10.1999 ist das vom Ständigen Ausschuss des NVK 

am 29.4. desselben Jahres angenommene „Verwaltungswi­

derspruchsgesetz der VR China“ (VWG) in Kraft getre­

ten. Gleichzeitig wurden die 1990 vom Staatsrat erlasse­

nen „Bestimmungen über den Verwaltungswiderspruch“1 

aufgehoben. Diese Bestimmungen stellten eine erste Nor­

mierung des Verwaltungswiderspruchs (xingzheng fuyi) 

und damit eines Verfahrens dar, mit dem eine Person, die 

sich durch eine Behördenverfügung („Verwaltungsakt“) in 

ihren Rechten verletzt wähnt, beantragen kann, dass eine 

andere Behörde - die „Widerspruchsbehörde“ - die Recht­

mäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts überprüft, 

um ihn zu bestätigen, aufzuheben oder zu ändern. Die 

Normierung des Widerspruchsverfahrens war notwendig 

geworden, nachdem 1989 das Verwaltungsprozessgesetz1 2 

ergangen war, wonach „die Bürger zuerst bei der nächst­

höheren ... Verwaltungsbehörde Widerspruch (wörtlich: 

neuerliche Erörterung) beantragen (können)“, bevor sie, 

weil sie auch mit der dann ergehenden Widerspruchsent­

scheidung nicht einverstanden sind, gerichtliche Verwal­

tungsklage erheben können. Während die 1990er Wider­

spruchsbestimmungen sich eng an die Rechtswegstruktur 

des Verwaltungsprozessgesetzes hielten (vgl. §§ 9/10 bzw. 

§§ 11/12), ist das 1999 ergangene VWG, dessen deutsche 

Übersetzung im Anschluss an diese Vorbemerkung zu­

sammen mit dem chinesischen Text wiedergegeben wird, 

durchaus eigenständig und etabliert den Verwaltungswi­

derspruch unter beträchtlicher Ausdehnung des Rechts­

schutzrahmens als ein dem Verwaltungsprozess zumindest 

ebenbürtiges Rechtsmittel gegen Verwaltungswillkür.

II

Der vom VWG definierte Rechtsschutzrahmen geht in 

zweierlei Hinsicht über den hinaus, wie ihn die Wider­

spruchsbestimmungen von 1990 und das Verwaltungspro­

zessgesetz von 1989 etablieren: Zum einen wird von einer 

limitierten Aufzählung (1994 durch Revision der 1990er 

Bestimmungen ergänzt) der anfechtbaren Verwaltungsak­

te (sog. Enumerationsprinzip) zu einer Rechtswegregelung 

übergegangen, die im Ergebnis sämtliche an den einzelnen 

Bürger gerichteten Behördenentscheidungen der Nachprü­

fung durch ein Widerspruchsverfahren unterwirft. Nach 

der Aufstellung eines Katalogs der praktisch wichtig­

sten Verwaltungsakte (§ 6 Ziff. 1-10) heißt es, dass Wi­

derspruch auch gegen „sonstige Verwaltungsakte“ einge­

legt werden kann (Ziff. 11), so dass für den Verwal­

tungswiderspruch das Prinzip der „Generalklausel“ einge­

führt wurde. Dazu gehört auch, dass im Gegensatz zu den 

Bestimmungen von 1990 so genannte „Staatsakte“ (guo- 

1 Deutsch in C.a. 1991, S.378 ff.

2Deutsch in C.a. 1990, S. 880 ff.

jia xingwei) nicht mehr ausdrücklich von der Überprüf­

barkeit ausgeschlossen sind. Zum Zweiten liegt eine Aus­

dehnung des Rechtsschutzrahmens darin, dass nicht nur 

Einzelakte, also Behördenentscheidungen, die sich gegen 

einzelne Personen zur Regelung eines Einzelfalles richten 

(,konkreter Verwaltungsakt“), sondern auch die Recht­

mäßigkeit gewisser „abstrakter Verwaltungsakte“ (chou- 

xiang xingzheng-xingwei), also Behördenentscheidungen 

genereller Regelungsrichtung (Rechtsnormen) durch einen 

Verwaltungswiderspruch überprüfbar werden. Diese Art 

der Normenkontrolle bezieht sich auf die von den Ver­

waltungsbehörden aller Ebenen - vom Staatsrat bis hin­

unter zur Landgemeinde - produzierten „normativen Do­

kumente“ {guifanxing wenjiari), wegen des am Kopfen­

de des Schriftstücks in roten Zeichen gedruckten Behör­

dennamens landläufig „rotköpfige Dokumente“ (hongtou 

wenjiari) genannt, mit deren Hilfe sich die Behörden die 

„Rechtsgrundlage“ für die von ihnen zu erfassenden Ein­

zelakte - nicht selten contra legem - selbst unterscho­

ben. Ohne die Möglichkeit einer „Normenkontrolle“ wäre 

die Legalitätsprüfung eines Einzelaktes in solchen Fällen 

nicht mehr als eine Farce. Dass nun jedenfalls im inner­

behördlichen Rechtsschutz (nicht im gerichtlichen Verwal­

tungsprozess) der Prüfungsrahmen auf bestimmte Norma­

tivakte erstreckt wird, ist zu Recht als ein „Meilenstein“ 

auf dem Wege zur „Gesetzmäßigkeit der Verwaltung“ be­

zeichnet worden.3

III

Der Verwaltungswiderspruch war schon bisher das am 

häufigsten angewandte (subjektivrechtliche) Rechtsmittel 

gegen die Verwaltung; das VWG will ihn in dieser Po­

sition bestätigen und bekräftigen. Werden seit Ende der 

neunziger Jahre jährlich landesweit knapp 100.000 Ver­

waltungsklagen erhoben, so stehen dem gut eine Milli­

on Verwaltungswidersprüche gegenüber. Das liegt einmal 

daran, dass das Verwaltungsprozessgesetz zwar grund­

sätzlich Wahlfreiheit bei der Einlegung von Rechtsmitteln

- Klage oder Widerspruch - zulässt, woran auch das VWG 

nichts geändert hat, jedoch zahlreiche Verwaltungsgesetze 

und jetzt auch das VWG selbst (vgl. § 30) die Durchfüh­

rung eines Widerspruchsverfahrens zur Prozessvorausset­

zung erklären. Zum anderen liegt die Bevorzugung des 

Widerspruchsverfahrens aber darin, dass es eine mildere 

Form des Antagonismus gegenüber der Verwaltung - die 

ihren Fehler selbst zu korrigieren in die Lage versetzt wird

- bedeutet als der Verwaltungsprozess, in den der Konflikt 

zwischen Bürger und Verwaltung in die offene Konfronta­

tion übergegangen ist, was für die Lösung des anstehenden 

Problems nicht als vorteilhaft gelten kann. Andererseits 

lässt das VWG aber keinen Zweifel daran, dass der Ver­

waltungsprozess als ultima ratio - etwa wenn die Behörde 

den Widerspruchsantrag nicht annimmt oder sich zu ihm 

nicht äußert (vgl. § 19) - auch für die Kontrolle der Wider­

spruchsbehörden von Bedeutung ist. Das Ziel des VWG 

liegt auch in der Reduzierung der (ohnehin nicht häufi­

gen) Verwaltungsprozesse. Dazu wurde auch das Prinzip 

der „Volksgünstigkeit“ (bian min yuanze) eingeführt (vgl. 

§ 4), was sich in Erleichterungen bezüglich Frist, Form und 

Ort der Widerspruchseinlegung und der Gebührenfreiheit 

niederschlägt (vgl. §§ 9, 11, 12, 39).

(Robert Heuser)

3Wan Xuezhong, „Hongtou wenjian bingfei jinkou - yuyan“ (Rot­

köpfige Dokumente sind alles andere als sakrosankt), Fazhi Ribao 

vom 31.12.1999.
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Verwaltungswiderspruchsgesetz der 

VR China1 

(Ain 29.4.1999 von der 9. Sitzung des

Ständigen Ausschusses des IX. NVK 

angenommen)

1. Kapitel: Allgemeine Regeln

§ 1 (Zweck) Zur Verhinderung und Be­

richtigung rechtswidriger oder unangemessener 

Verwaltungsakte (juti xingzhengxingwei), zum 

Schutz der rechtmäßigen Rechte und Interessen 

der Bürger, juristischer Personen und sonstiger 

Organisationen sowie zur Gewährleistung und 

Aufsicht dessen, dass die Verwaltungsbehörden 

gemäß dem Recht ihre Amtsbefugnisse ausüben, 

wird dieses Gesetz auf der Grundlage der Verfas­

sung erlassen.

§ 2 (Anwendungsbereich) Dieses Gesetz wird 

angewandt, wenn Bürger, juristische Personen 

oder sonstige Organisationen, die geltend ma­

chen, dass ein Verwaltungsakt ihre rechtmäßi­

gen Rechte und Interessen verletzt, bei der Ver­

waltungsbehörde einen Verwaltungswiderspruch 

einlegen, die Verwaltungsbehörde den Wider­

spruchsantrag zur Behandlung entgegennimmt 

und einen Widerspruchsbescheid erlässt.

§ 3 (Widerspruchsbehörde) Eine Behör­

de, die nach diesem Gesetz der Amtspflicht des 

Verwaltungswiderspruchs nachkommt, ist Wi­

derspruchsbehörde. Das für die Rechtstätigkeit 

verantwortliche Organ der Widerspruchsbehörde 

führt die Widerspruchsangelegenheiten konkret 

durch und kommt den folgenden Pflichten nach:

(1) Den Antrag auf Verwaltungswiderspruch 

entgegenzunehmen und zu behandeln;

(2) bei den betroffenen Organisationen und Per­

sonen Untersuchungen durchzuführen und

Beweise zu erlangen sowie Dokumente und 

Materialien zu überprüfen;

(3) den Verwaltungsakt, gegen den Verwaltungs­

widerspruch eingelegt wurde, dahingehend 

zu überprüfen, ob er rechtmäßig und ange­

messen ist, und den Widerspruchsbescheid 

auszuarbeiten;

1 Zhonghua renmin gongheguo xingzheng fuyi fa, in: Guowuyuan 

gongbao 1999, S. 725-734.

(4) Anträge auf Überprüfung von in § 7 dieses 

Gesetzes aufgeführten Vorschriften (guiding) 

zu behandeln oder weiterzuverweisen;

(5) bezüglich des Handelns von Verwaltungsbe­

hörden, durch das Vorschriften dieses Geset­

zes verletzt werden, gemäß den vorgeschrie­

benen Kompetenzen und Verfahren Rege­

lungsvorschläge zu unterbreiten;

(6) die Klageangelegenheiten des wegen Nicht- 

akzeptierens des Verwaltungswiderspruchs­

bescheids erhobenen Verwaltungsprozesses 

zu betreiben;

(7) anderen in Gesetzen und sonstigen Rechts­

vorschriften bestimmten Pflichten nachzu­

kommen.

§ 4 (Prinzipien) Bei der Erfüllung ihrer Pflich­

ten haben die Verwaltungswiderspruchsbehörden 

die Grundsätze der Legalität, Unparteilichkeit, 

Öffentlichkeit, Unverzüglichkeit und Volksgün­

stigkeit (bian min) zu wahren, Fehler zu korrigie­

ren sowie die richtige Durchführung der Geset­

ze und sonstigen Rechtsvorschriften zu gewähr­

leisten.

§ 5 (Verwaltungsprozess) Bürger, juristi­

sche Personen oder sonstige Organisationen, die 

den Verwaltungswiderspruchsbescheid nicht ak­

zeptieren, können gemäß den Vorschriften des 

Verwaltungsprozessgesetzes bei Gericht Verwal­

tungsklage erheben, es sei denn, Gesetze bestim­

men, dass der Widerspruchsbescheid die endgül­

tige Entscheidung ist.

2. Kapitel:

Umfang des Verwaltungswiderspruchs 

§ 6 (Gegenstände des Widerspruchs) Liegt 

einer der folgenden Umstände vor, können Bür­

ger, juristische Personen oder sonstige Organisa­

tionen gemäß diesem Gesetz Verwaltungswider­

spruch einlegen:

(1) Wenn eine von der Verwaltungsbehörde auf­

erlegte Verwaltungsstrafe (xingzheng chu- 

fa) wie Verwarnung, Geldbuße, Beschlagnah­

me rechtswidriger Einkünfte, Beschlagnah­

me ungesetzlichen Vermögens, Anordnung 

von Produktions- oder Geschäftseinstellung, 

zeitweiliger oder dauerhafter Entzug einer 

Lizenz, zeitweiliger oder dauerhafter Ent­

zug einer Bescheinigung oder Verwaltungs­

haft nicht akzeptiert wird;
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(2) wenn eine von der Verwaltungsbehörde auf­

erlegte Verwaltungszwangsmaßnahme (xing- 

zheng qiangzhi cuoshi) wie die Beschränkung 

der körperlichen Freiheit oder das Versiegeln, 

Pfänden bzw. Einfrieren von Vermögensge­

genständen nicht akzeptiert wird;

(3) wenn die Entscheidung einer Verwaltungs­

behörde bezüglich Änderung, Suspendierung 

oder Widerruf von Urkunden wie Lizenzen, 

Bescheinigungen, Befähigungs- und Qualifi­

kationsnachweisen nicht akzeptiert wird;

(4) wenn die Entscheidung einer Verwaltungs­

behörde bezüglich der Anerkennung des 

Eigentums- oder Nutzungsrechts an Na­

turressourcen wie Boden, Bodenschätze, 

Gewässer, Wald, Gebirgsketten, Grasland, 

Ödland, Wattland oder Seegebiete nicht 

akzeptiert wird;

(5) wenn geltend gemacht wird, dass die Verwal­

tungsbehörde die rechtmäßige Gewerbeauto­

nomie (jingying zizhuquari) verletzt;

(6) wenn geltend gemacht wird, dass die Ver­

waltungsbehörde dadurch die rechtmäßigen 

Rechte und Interessen verletzt, dass sie 

einen landwirtschaftlichen Übernahmever­

trag (rtongye chengbao hetong) ändert oder 

aufhebt;

(7) wenn geltend gemacht wid, dass die Verwal­

tungsbehörde in rechtswidriger Weise Geld­

mittel sammelt, Vermögensgegenstände ein­

fordert, Kosten zuteilt oder in rechtswidriger 

Weise die Erfüllung sonstiger Pflichten ver­

langt;

(8) -wenn geltend gemacht wird, dass bei der Ver­

waltungsbehörde in Übereinstimmung mit 

den gesetzlichen Voraussetzungen die Aus­

gabe von Urkunden wie Lizenzen, Beschei­

nigungen, Befähigungs- oder Qualifikations­

nachweisen oder für entsprechende Angele­

genheiten Überprüfung und Genehmigung 

oder Registrierung beantragt wurde, die 

Verwaltungsbehörde aber nicht gemäß dem 

Recht tätig geworden ist;

(9) wenn bei der Verwaltungsbehörde die Erfül­

lung ihrer gesetzlichen Pflichten beantragt 

wurde, nämlich Personen- und Vermögens­

recht sowie das Recht auf Schulbildung zu 

schützen, die Verwaltungsbehörde dies aber 

nicht gemäß dem Recht erfüllt;

(10) wenn bei der Verwaltungsbehörde beantragt

wurde, gemäß dem Recht Hinterbliebenen­

oder Versehrtenrente, Sozialversicherungs­

rente oder Geld zur Garantie eines Lebens­

minimums zu gewähren, die Verwaltungsbe­

hörde dies aber nicht gemäß dem Recht ge­

währt;

(11) wenn geltend gemacht wird, dass sonsti­

ge Verwaltungsakte der Verwaltungsbehörde 

rechtmäßige Rechte und Interessen verletzen. 

§ 7 (Normenkontrolle) Machen Bürger, juris­

tische Personen oder sonstige Organisationen gel­

tend, dass die nachfolgend aufgeführten Vor­

schriften, die dem Verwaltungsakt der Verwal­

tungsbehörde zugrunde liegen, nicht rechtmäßig 

sind, können sie, wenn sie gegen den Verwaltungs­

akt Widerspruch einlegen, bei der Verwaltungs­

widerspruchsbehörde gleichzeitig hinsichtlich die­

ser Vorschriften Überprüfung beantragen:

(1) Vorschriften der Abteilungen des Staatsrats;

(2) Vorschriften der lokalen Volksregierungen al­

ler Ebenen von der Kreisebene aufwärts und 

deren Arbeitsabteilungen;

(3) Vorschriften der Volksregierungen der Land­

gemeinden und Kleinstädte.

Die im vorigen Absatz aufgeführten Vorschrif­

ten umfassen nicht die Verwaltungsverordnun­

gen (guizhang) der Ministerien und Kommissio­

nen des Staatsrats und die Verwaltungsverord­

nungen der lokalen Volksregierungen. Die Über­

prüfung von Verwaltungsverordnungen geschieht 

auf der Grundlage der Gesetze und Verwaltungs­

rechtsbestimmungen.

§ 8 (Rechtsmittel gegen Disziplinarstra­

fen und Entscheidungen in Zivilsachen)

Wird die von einer Verwaltungsbehörde auferleg­

te Disziplinarstrafe (xingzheng chufen) oder eine 

sonstige Entscheidung in Personalangelegenhei­

ten nicht akzeptiert, kann gemäß den einschlägi­

gen Gesetzen und Verwaltungsrechtsbestimmun­

gen Beschwerde (shensu) eingelegt werden.

Wird die von einer Verwaltungsbehörde in ei­

ner zivilen Streitigkeit durchgeführte Schlichtung 

oder sonstige Regelung nicht akzeptiert, kann ge­

mäß dem Recht die Durchführung eines Schieds­

verfahrens beantragt2 oder bei Gericht Klage er­

hoben werden.

2 Gemäß Schiedsgesetz von 1994.
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3. Kapitel: Widerspruchsantrag

§ 9 (Antragsfrist) Machen Bürger, juristische 

Personen oder sonstige Organisationen geltend, 

dass der Verwaltungsakt ihre rechtmäßigen Rech­

te und Interessen verletzt, so können sie inner­

halb von 60 Tagen seit dem Tage, an dem sie von 

dem Verwaltungsakt Kenntnis erlangten, Verwal­

tungswiderspruch einlegen, es sei denn, es ist ge­

setzlich bestimmt, dass sich die Frist auf mehr als 

60 Tage beläuft.

Wird die gesetzliche Antragsfrist wegen höhe­

rer Gewalt oder aus sonstigem gerechtfertigten 

Grund versäumt, wird sie ab dem Tage, an dem 

das Hindernis beseitigt wurde, weiter gerechnet. 

§ 10 (Beteiligte) Bürger, juristische Perso­

nen oder sonstige Organisationen, die gemäß 

diesem Gesetz Verwaltungswiderspruch einlegen, 

sind Antragsteller.

Ist ein zur Einlegung von Verwaltungswider­

spruch berechtigter Bürger verstorben, so kön­

nen seine nahen Verwandten Verwaltungswider­

spruch einlegen. Ist ein zur Einlegung von Ver­

waltungswiderspruch berechtigter Bürger zivilge­

schäftsunfähig oder beschränkt zivilgeschäftsfä­

hig, so kann sein gesetzlicher Vertreter an seiner 

Stelle Widerspruch einlegen. Wird eine zur Ein­

legung von Verwaltungswiderspruch berechtigte 

juristische Person oder sonstige Organisation be­

endet, so kann die ihre Rechte übernehmende ju­

ristische Person oder sonstige Organisation Wi­

derspruch einlegen.

Andere Bürger, juristische Personen oder sonsti­

ge Organisationen, die an dem Verwaltungsakt, 

gegen den Widerspruch eingelegt wurde, ein In­

teresse haben, können als Dritte an dem Verwal­

tungswiderspruch teilnehmen.

Die Verwaltungsbehörde, die den Verwaltungs­

akt erlassen hat, der von einem Bürger, einer 

juristischen Person oder sonstigen Organisation 

nicht akzeptiert und gegen den Verwaltungswi­

derspruch eingelegt wird, ist Antragsgegner.

Antragsteller und Dritte können Vertreter mit 

der Teilnahme an dem Verwaltungswiderspruch 

beauftragen.

§ 11 (Antragsform) Ein Antragsteller kann 

den Verwaltungswiderspruch schriftlich oder
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mündlich einlegen; wird er mündlich eingelegt, 

muss die Verwaltungswiderspruchsbehörde am 

Ort der Einlegung die grundlegenden Verhältnis­

se des Antragstellers, das Widerspruchsbegehren 

sowie die wesentlichen Tatsachen und Grün­

de sowie die Zeit der Widerspruchseinlegung 

protokollieren.

§ 12 (Zuständigkeit) Werden Verwaltungsak­

te von Arbeitsabteilungen der lokalen Volksregie­

rungen aller Ebenen von der Kreisebene aufwärts 

nicht akzeptiert, so kann der Antragsteller wahl­

weise bei der Volksregierung derselben Ebene wie 

die betreffende Abteilung oder bei der zuständi­

gen Abteilung nächsthöherer Ebene Verwaltungs­

widerspruch einlegen.

Werden Verwaltungsakte von Verwaltungsbehör­

den mit vertikaler Leitungsstruktur wie die der 

Zoll-, Finanz-, Steuer- oder Devisenverwaltung 

oder von Staatssicherheitsbehörden nicht akzep­

tiert, so wird der Verwaltungswiderspruch bei der 

nächsthöheren zuständigen Abteilung eingelegt. 

§ 13 (Zuständigkeit für Widerspruch ge­

gen Verwaltungsakte der Lokalregierun­

gen) Werden Verwaltungsakte der lokalen Volks­

regierungen aller Ebenen nicht akzeptiert, so wird 

der Verwaltungswiderspruch bei der nächsthöhe­

ren Volksregierung eingelegt.

Werden Verwaltungsakte von Volksregierungen 

auf Kreisebene, die den von Volksregierungen der 

Provinzen, autonomen Regionen oder zentralun­

mittelbaren Städte gemäß dem Recht errichteten 

beauftragten Behörden (paichu jiguan) unterste­

hen, nicht akzeptiert, so wird der Verwaltungswi­

derspruch bei der betreffenden beauftragten Be­

hörde eingelegt.

§ 14 (Zuständigkeit für Widerspruch gegen 

Verwaltungsakte der Zentral- und Pro­

vinzregierungen) Werden Verwaltungsakte 

der Abteilungen des Staatsrats oder der Volks­

regierungen der Provinzen, autonomen Regionen 

oder zentralunmittelbaren Städte nicht akzep­

tiert, so wird der Verwaltungswiderspruch bei der 

Abteilung bzw. der Regierung eingelegt, die den 

Verwaltungsakt erlassen hat. Wird der Wider­

spruchsbescheid nicht akzeptiert, kann bei Ge­

richt Verwaltungsklage erhoben werden; es kann 

auch beim Staatsrat eine Entscheidung bean-



CHINA aktuell - 161 - Februar 2000

&A& ÄR> ffiygjn

Ü®Äfrff®ffAAH®A+H FhStBffaXÄKW; {SÄ&»a«W^»ffiK4äiäÄ 

+ Bm.'

MW1?WffÄXiXMAK, feA^#Ä{Äffl^RÄ^WA.

WtZ^itffÄXiX WAK?EtM, ÄürÄÄffW'h1SfiRSiSt. WtXKftrffÄXS 

MARAAK»ff*t6AA^^EHKWff*ffiAASÜ, WftaAWfW»ff 

®ÄÄ. itffÄÄÄMffiA^#ÄffiSia>sJik®, SSÄtX^JW&AS^Äffiffl

i?,ff lil$»ff®ÄiM

isi^WffaÄÄKÄfrffftffÄ^wwAMKÄffi^K. sasUäm«, ff« 

f^ÄsSHA^inffKÄÄ.

AK, Oä^ÄftOWfittAttÄfrffiSffMKMMÄiM fftÜÄ 

tt ff ® ff A W ff ® M, A ä ® $ fit A.

$WA,gSAWMaAftMMSSÄ.

—£ K»AK»ff®tÄÄ, fflil45®$», tiiff a AKW&5, ff

ÄSiÄtfiAfiS =ä =ä®ieSK»AMS*'ltöi, ffgtÄÄifA, Kfit ff ®t Ä Ä M ± 5 W £, 

S Eh W 0} l'ä].

XtSaw±MA£iRARK»Xft®niW*»ffÄffÄ?MElW, EhK» 

ass, ff«fa®®n«:WAK®»KWffaxix, iiiff«fä±-a±e^n$wff

SO.

ffiSA, tfeSA B®, AjCtSff^ffSÄ^^WffÄWAffia^SJAaAMAt* 

ffSfiMEW, a±—aXeSßHKWffaXÄ.

M+H& WfcäARMWÄlffiffiMM, |6ff-äÄMRMfp 

»ffSXtZ.

ff®, g»KAK®»^£iSAiW&UA»ÄWWttAAKft»6ü*W®:ff

MIM, »ÜR fti t/LA $ »ff ®ÄiX.

g+ra& ffa^-K^n^#®', ä-^B, i»ff AR«M*wsffMiM, 

fäft&^ÄWftff , Sftff AKa»^»ff®X«. ff

ffftXiX AffXUKM, ffimKMfiSM»; Äff lilftB£KKW^A, s&



CHINA aktuell - 162 - Februar 2000

tragt werden, der Staatsrat trifft dann gemäß den 

Vorschriften dieses Gesetzes eine endgültige Ent­

scheidung.

§ 15 (sonstige Zuständigkeiten) Werden die 

Verwaltungsakte anderer als der in §§ 12-14 dieses 

Gesetzes bestimmten Verwaltungsbehörden und 

Organisationen nicht akzeptiert, so wird der Ver­

waltungswiderspruch nach folgenden Vorschrif­

ten eingelegt:

(1) werden Verwaltungsakte von durch die loka­

len Volksregierungen von der Kreisebene auf­

wärts gemäß dem Recht errichteten beauf­

tragten Behörden (paichu jiguari) nicht ak­

zeptiert, wird der Verwaltungswiderspruch 

bei der Volksregierung, welche die betreffen­

de beauftragte Behörde eingerichtet hat, ein­

gelegt;

(2) werden Verwaltungsakte, die von Arbeitsab­

teilungen der Regierungen gemäß dem Recht 

errichteten beauftragten Behörden auf der 

Grundlage der Gesetze, sonstigen Rechtsvor­

schriften oder Verwaltungsverordnungen im 

eigenen Namen erlassen wurden, nicht ak­

zeptiert, wird der Verwaltungswiderspruch 

bei der Abteilung, welche die beauftragte Be­

hörde errichtet hat, oder bei der Volksregie­

rung derselben Ebene eingelegt;

(3) werden Verwaltungsakte von durch Gesetz 

oder sonstige Rechtsvorschriften ermächtig­

ten Organisationen nicht akzeptiert, so wird 

der Verwaltungswiderspruch jeweils bei der 

diese Organisation direkt kontrollierenden 

lokalen Volksregierung, Arbeitsabteilung der 

lokalen Volksregierung oder Staatsratsabtei­

lung eingelegt;

(4) werden Verwaltungsakte, die zwei oder mehr 

Verwaltungsbehörden in gemeinsamen Na­

men erlassen haben, nicht akzeptiert, so 

wird der Verwaltungswiderspruch bei der 

gemeinsamen nächsthöheren Verwaltungsbe­

hörde eingelegt;

(5) werden Verwaltungsakte, die aufgehobene 

Verwaltungsbehörden vor ihrer Aufhebung 

erlassen haben, nicht akzeptiert, wird der 

Verwaltungswiderspruch bei der nächsthöhe­

ren Verwaltungsbehörde, welche die Amts­

befugnisse der aufgehobenen Behörde weiter 

ausübt, eingelegt.

Liegt einer der im vorigen Absatz aufgeführten 

Umstände vor, so kann der Antragsteller den Ver­

waltungswiderspruch auch bei der lokalen Volks­

regierung auf Kreisebene am Ort des Erlasses 

des Verwaltungsaktes eingelegt werden, wobei die 

Kreisregierung, die den Antrag erhält, gemäß § 18 

dieses Gesetzes vorgeht.

§ 16 (Inkompatibilität) Legen Bürger, juristi­

sche Personen oder sonstige Organisationen einen 

Verwaltungswiderspruch ein und hat die Wider­

spruchsbehörde ihn gemäß dem Recht bereits zur 

Behandlung angenommen oder bestimmen Ge­

setze oder sonstige Rechtsvorschriften, dass zu­

erst bei der Widerspruchsbehörde Verwaltungs­

widerspruch einzulegen und erst, wenn der Wi­

derspruchsbescheid nicht akzeptiert wird, bei Ge­

richt Verwaltungsklage zu erheben ist, so darf 

innerhalb der gesetzlichen Widerspruchsfrist bei 

Gericht keine Verwaltungsklage erhoben werden. 

Erheben Bürger, juristische Personen oder sonsti­

ge Organisationen bei Gericht Verwaltungsklage 

und hat das Gericht die Klage gemäß dem Recht 

bereits zur Behandlung angenommen, darf ein 

Verwaltungswiderspruch nicht eingelegt werden.

4. Kapitel: Annahme und Behandlung 

des Verwaltungswiderspruchs

§ 17 (Behandlung von Anträgen) Nachdem 

die Verwaltungswiderspruchsbehörde den Wider­

spruchsantrag erhalten hat, muss sie binnen fünf 

Tagen eine Untersuchung durchführen; genügt 

ein Antrag auf Verwaltungswiderspruch den Vor­

schriften dieses Gesetzes nicht, so wird entschie­

den, ihn nicht zur Behandlung anzunehmen, was 

dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt wird; ge­

nügt der Widerspruchsantrag den Vorschriften 

dieses Gesetzes, gehört er aber nicht zu den von 

dieser Behörde zur Behandlung anzunehmenden 

Widerspruchsanträgen, so wird der Antragsteller 

darüber unterrichet, bei der zuständigen Behörde 

den Verwaltungswiderspruch einzulegen.

Mit Ausnahme der im vorigen Absatz bestimm­

ten Anträge werden die Anträge auf Verwaltungs­

widerspruch mit dem Tag, an dem sie das Rechts­

arbeitsorgan der Verwaltungswiderspruchsbehör­

de erhalten hat, zur Behandlung angenommen.
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§ 18 (Weiterverweisung) Eine lokale Volksre­

gierung der Kreisebene, die gemäß § 15 II dieses 

Gesetzes einen Widerspruchsantrag erhalten hat, 

muss einen Widerspruchsantrag, der gemäß § 15 

I dieses Gesetzes zu den von einer anderen Ver­

waltungsbehörde zu behandelnden Anträge ge­

hört, binnen sieben Tagen seit dem Tage, an dem 

sie den Antrag erhalten hat, diesen an die be­

treffende Verwaltungswiderspruchsbehörde wei­

terverweisen und den Antragsteller darüber infor­

mieren. Die Widerspruchsbehörde, an die weiter­

verwiesen wurde, hat gemäß §17 dieses Gesetzes 

vorzugehen.

§ 19 (Klage nach Nichtbefassung) Se­

hen Gesetze oder sonstige Rechtsbestimmungen 

vor, dass zuerst bei der Widerspruchsbehörde ein 

Verwaltungswiderspruch einzulegen ist und erst, 

wenn der Widerspruchsbescheid nicht akzptiert 

wird, bei Gericht eine Verwaltungsklage erhoben 

werden kann, und beschließt die Verwaltungswi­

derspruchsbehörde die Nichtannahme oder hat 

sie sich, nachdem sie den Antrag zur Behand­

lung angenommen hatte, bei Ablauf der Wider­

spruchsfrist zu dem Antrag nicht geäußert, so 

können Bürger, juristische Personen oder sonsti­

ge Organisationen binnen 15 Tagen ab dem Tag, 

an dem sie den Nichtannahmebeschluss erhalten 

haben, oder ab dem Tag des Ablaufs der Wider­

spruchsfrist gemäß dem Recht bei Gericht Ver­

waltungsklage erheben.

§ 20 (ungerechtfertigte Nichtannahme) 

Legen Bürger, juristische Personen oder sons­

tige Organisationen gemäß dem Recht Verwal­

tungswiderspruch ein und nimmt die Verwal­

tungswiderspruchsbehörde ihn ohne gerechtfer­

tigten Grund nicht zur Behandlung an, so hat 

die übergeordnete Verwaltungsbehörde die An­

nahme anzuordnen; falls erforderlich, kann die 

übergeordnete Behörde den Antrag auch direkt 

zur Behandlung annehmen.

§ 21 (Vollzugsaussetzung) Während des Wi­

derspruchsverfahrens wird der Vollzug des Ver­

waltungsaktes nicht ausgesetzt; liegt jedoch einer 

der folgenden Umstände vor, kann der Vollzug 

ausgesetzt werden:

(1) Der Antragsgegner ist der Ansicht, dass eine 

Vollzugsaussetzung erforderlich ist;

(2) die Verwaltungswiderspruchsbehörde ist der 

Ansicht, dass eine Vollzugsaussetzung erfor­

derlich ist;

(3) der Antragsteller beantragt Vollzugsausset­

zung und die Verwaltungswiderspruchsbe­

hörde hält sein Begehren für angemessen und 

beschließt die Aussetzung;

(4) Gesetze sehen eine Aussetzung des Vollzugs 

vor.

5. Kapitel:

Verwaltungswiderspruchsbescheid

§ 22 (Untersuchungsmethoden) Der Ver­

waltungswiderspruch wird grundsätzlich im We­

ge der Untersuchung von Schriftstücken betrie­

ben; auf Begehren des Antragstellers oder wenn 

das für die Rechtstätigkeit der Verwaltungswider­

spruchsbehörde verantwortliche Organ dies für 

erforderlich hält, kann bei den betreffenden Or­

ganisationen und Personen nachgeforscht und die 

Meinung von Antragsteller, Antragsgegner und 

Dritten eingeholt werden.

§ 23 (Zustellung an Antragsgegner, An­

tragserwiderung) Das für die Rechtstätigkeit 

verantwortliche Organ der Verwaltungswider­

spruchsbehörde hat binnen sieben Tagen seit dem 

Tage, an dem sie den Verwaltungswiderspruch 

zur Behandlung angenommen hat, dem Antrags­

gegner eine Zweitschrift des Widerspruchsantrags 

oder eine Kopie der Niederschrift des Wider­

spruchsantrags zuzustellen. Der Antragsgegner 

hat binnen zehn Tagen seit dem Tage, an dem 

er die Zweitschrift oder Kopie erhalten hat, ei­

ne schriftliche Antragserwiderung vorzubringen 

und die Beweismittel, (gesetzlichen) Grundlagen 

und sonstigen einschlägigen Materialien zu dem 

seinerzeit erlassenen Verwaltungsakt auszuhändi­

gen.

Antragsteller und Dritte können die vom An­

tragsgegner übermittelte schriftliche Erwiderung 

und Materialien überprüfen, was die Wider­

spruchsbehörde, sofern Staatsgeheimnisse, Ge­

schäftsgeheimnisse oder Privatangelegenheiten 

nicht berührt sind, nicht verhindern darf.
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§ 24 (keine Beweisermittlung durch An­

tragsgegner) Während des Widerspruchsver­

fahrens darf der Widerspruchsgegner nicht von 

sich aus bei dem Antragsteller und sonstigen 

betroffenen Organisationen oder Einzelpersonen 

Beweise sammeln.

prüfen und eine Ansicht vorzubringen; nach­

dem der Verantwortliche der Verwaltungswider­

spruchsbehörde zugestimmt hat oder in gemein­

samer Erörterung ein Einverständnis erzielt wur­

de, ergeht gemäß den folgenden Vorschriften der 

Verwaltungswiderspruchsbescheid:

§ 25 (Antragsrücknahme) Begehrt der An­

tragsteller vor Erlass des Widerspruchsbescheids 

die Rücknahme des Widerspruchsantrags, so 

kann dieser, wenn das Begehren begründet ist, 

zurückgenommen werden.

§ 26 (Normenkontrollantrag) Stellt der An­

tragsteller bei der Einlegung des Verwaltungswi­

derspruchs auch einen Antrag auf Überprüfung 

einer der in § 7 aufgeführten Vorschriften (gui- 

ding), so hat die Verwaltungswiderspruchsbehör­

de, sofern sie zur Behandlung dieser Vorschrift 

berechtigt ist, binnen 30 Tagen zu überprüfen; ist 

sie nicht berechtigt, so hat sie den Antrag binnen 

sieben Tagen gemäß dem gesetzlichen Verfahren 

an die zur Behandlung berechtigten Verwaltungs­

behörden weiterzuverweisen, die binnen 60 Tagen 

gemäß dem Recht überprüft. Während der Nor­

menkontrolle wird die Überprüfung des Verwal­

tungsakts ausgesetzt.

§ 27 (inzidente Normenkontrolle) Gelangt 

die Verwaltungswiderspruchsbehörde bei der Un­

tersuchung des vom Antragsgegner erlassenen 

Verwaltungsakts zu der Ansicht, dass dessen 

Grundlage nicht rechtmäßig ist, so hat sie, so­

fern sie zur Behandlung berechtigt ist, binnen 30 

Tagen gemäß dem Recht tätig zu werden; ist sie 

nicht berechtigt, so hat sie die Angelegenheit bin­

nen sieben Tagen gemäß dem gesetzlichen Verfah­

ren an die zur Behandlung berechtigten Staatsbe­

hörde weiterzuverweisen. Während der Normen­

kontrolle wird die Überprüfung des Verwaltungs­

akts ausgesetzt.

§ 28 (Widerspruchsbescheid) Das für die 

Rechtstätigkeit verantwortliche Organ der Ver­

waltungswiderspruchsbehörde hat den vom An­

tragsgegner erlassenen Verwaltungsakt zu über-

(1) Hat der Verwaltungsakt die Tatsache klar 

festgestellt, sind die Beweise unumstößlich; 

ist die herangezogene Grundlage korrekt, 

das Verfahren rechtmäßig und der Inhalt 

angemessen, so wird auf Aufrechterhaltung 

erkannt;

(2) hat der Antragsgegner seine gesetzlichen 

Amtspflichten nicht erfüllt, wird auf Erfül­

lung in bestimmter Frist erkannt;

(3) leidet der Verwaltungsakt unter einem der 

folgenden Mängel, wird auf Aufhebung, Än­

derung oder Feststellung der Rechtswidrig­

keit des Verwaltungsakts erkannt; wird auf 

Aufhebung oder Feststellung der Rechts­

widrigkeit erkannt, kann dem Antragsgeg­

ner aufgegeben werden, innerhalb einer be­

stimmten Frist von neuem einen Verwal­

tungsakt zu erlassen:

1. Die hauptsächlichen Tatsachen sind un­

klar, die Beweise unzulänglich;

2. die herangezogene (gesetzliche) Grundla­

ge ist fehlerhaft;

3. das gesetzliche Verfahren wurde verletzt;

4. Kompetenzen wurden überschritten oder 

missbraucht;

5. der Verwaltungsakt ist offensichtlich un­

angemessen.

(4) Bringt der Antragsgegner nicht gemäß § 23 

dieses Gesetzes eine schriftliche Erwiderung 

vor oder händigt er die Beweismittel, (ge­

setzlichen) Grundlagen und sonstigen ein­

schlägigen Materialien zu dem seinerzeit er­

lassenen Verwaltungsakt nicht aus, so wird 

angenommen, dass es für den Verwaltungs­

akt keine Beweise gibt und eine (gesetzliche)

Grundlage nicht vorliegt, und es wird auf 

Aufhebung des Verwaltungsaktes erkannt.
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Hat die Verwaltungswiderspruchsbehörde dem 

Antragsgegner aufgegeben, von neuem einen Ver­

waltungsakt zu erlassen, darf der Antragsgeg­

ner nicht mittels derselben Tatsachen und Grün­

de einen mit dem ursprünglichen Verwaltungs­

akt identischen oder nahezu identischen Verwal­

tungsakt erlassen.

§ 29 (Schadenersatz) Der Antragsteller kann 

mit der Einlegung des Verwaltungswiderspruchs 

ein Begehren auf Verwaltungsersatz (xing zheng 

peichang) vorbringen; die Widerspruchsbehörde 

muss, wenn in Übereinstimmung mit den ein­

schlägigen Vorschriften des Staatshaftungsgeset­

zes)3 Ersatz zu leisten ist, in dem Falle, dass sie 

auf Aufhebung, Änderung oder Feststellung der 

Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes erkennt, 

gleichzeitig auf Ersatzleistung gemäß dem Recht 

erkennen.

Hat der Antragsteller bei Einlegung des Ver­

waltungswiderspruchs ein Begehren auf Verwal­

tungsersatz nicht vorgebracht und erkennt die 

Widerspruchsbehörde gemäß dem Recht auf Auf­

hebung oder Änderung einer Geldbuße oder 

Aufhebung eines rechtswidrigen Verwaltungsak­

tes wie Sammeln von Geldmitteln, Beschlagnah­

me oder Einfordern von Vermögensgegenständen, 

Zuteilung von Kosten oder Versiegeln, Pfänden 

oder Einfrieren von Vermögen, so muss sie dem 

Antragsgegner aufgeben, das Vermögen zurück­

zugeben, versiegeltes, gepfändetes oder eingefro­

renes Vermögen freizugeben oder einen entspre­

chenden Betrag als Ersatz zu entrichten.

§ 30 (Widerspruch/Verwaltungsklage)

Machen Bürger, juristische Personen oder sons­

tige Organisationen geltend, dass der Verwal­

tungsakt einer Verwaltungsbehörde ihre bereits 

gemäß dem Recht erlangten Eigentums- oder 

Nutzungsrechte an Naturressourcen wie Boden, 

Bodenschätze, Gewässer, Wald, Gebirgsketten, 

Grasland, Ödland, Wattlancl oder Seegebiete 

verletzt, so ist zuerst Verwaltungswiderspruch 

einzulegen; wird der Widerspruchsbescheid nicht 

akzeptiert, kann bei Gericht gemäß dem Recht 

Verwaltungsklage erhoben werden.

Hat die Regierung einer Provinz, autonomen Re­

gion oder zentralunmittelbaren Stadt auf der 

Grundlage eines Beschlusses des Staatsrats oder 

der Regierung einer Provinz, autonomen Regi­

on oder zentralunmittelbaren Stadt, in einem 

Verwaltungsgebiet Land zur Exploration, Wie­

deranpassung oder Requirierung abzugrenzen, 

Eigentums- und Nutzungsrechte an Naturres­

sourcen wie Boden, Bodenschätze, Gewässer, 

Wald, Gebirgsketten, Grasland, Ödland, Watt­

land oder Seegebiete festgestellt, so ist der 

(auf einen Widerspruch ergehende) Verwaltungs­

widerspruchsbescheid eine endgültige Entschei­

dung.

§ 31 (Frist, Ausfertigung, Zustellung des 

Bescheids) Die Verwaltungswiderspruchsbe­

hörde hat binnen 60 Tagen seit dem Tage, an 

dem sie den Antrag zur Behandlung angenom­

men hat, den Widerspruchsbescheid zu erlassen, 

es sei denn, es ist gesetzlich bestimmt, dass die 

Widerspruchsfrist weniger als 60 Tage beträgt. 

Sind die Umstände kompliziert, so dass ein Wi­

derspruchsbescheid nicht in der vorgeschriebenen 

Frist ergehen kann, kann mit Zustimmung des 

Verantwortlichen der Verwaltungswiderspruchs­

behörde eine angemessene Verlängerung erfolgen, 

was dem Antragsteller und dem Antragsgegner 

mitzuteilen ist; jedoch darf die Verlängerungsfrist 

nicht mehr als 30 Tage betragen.

Wenn die Verwaltungswiderspruchbehörde den 

Widerspruchsbescheid erlässt, hat sie eine Aus­

fertigung des Bescheids anzufertigen und mit ih­

rem Siegel zu versehen.

Mit der Zustellung der Ausfertigung des Verwal­

tungswiderspruchsbescheids wird dieser rechts­

kräftig.

§ 32 (Erfüllung durch Behörde) Der An­

tragsgegner hat den Verwaltungswiderspruchsbe­

scheid zu erfüllen.

Erfüllt der Antragsgegner den Verwaltungswider­

spruchsbescheid nicht oder verzögert er die Erfül­

lung ohne gerechtfertigten Grund, so hat die Wi­

derspruchsbehörde oder die höhere Verwaltungs­

behörde anzuordnen, binnen einer Frist zu erfül­

len.Von 1994, deutsch in C.a. 1994, S. 727 ff.
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§ 33 (Zwangsvollstreckung) Erhebt der An­

tragsteller bei Fristablauf keine Klage und erfüllt 

er auch nicht den Widerspruchsbescheid oder er­

füllt er nicht einen abschließend entscheidenden 

Widerspruchsbescheid, so wird jeweils nach den 

folgenden Vorschriften vorgegangen:

(1) bei einem den Verwaltungsakt aufrechterhal­

tenden Widerspruchsbescheid wird von der 

Verwaltungsbehörde, die den Verwaltungs­

akt erlassen hat, gemäß dem Recht zwangs­

vollstreckt oder es wird gerichtliche Zwangs­

vollstreckung beantragt;

(2) bei einem den Verwaltungsakt abändern­

den Widerspruchsbescheid wird von der 

Verwaltungswiderspruchsbehörde gemäß 

dem Recht zwangsvollstreckt oder es wird 

gerichtliche Zwangsvollstreckung beantragt.

6. Kapitel: Rechtliche Verantwortung

§ 34 (rechtswidrige Nichtannahme/verzö- 

gerte Erledigung) Verletzt eine Verwaltungs­

widerspruchsbehörde dieses Gesetz, indem sie 

ohne gerechtfertigten Grund einen gemäß dem 

Recht eingelegten Verwaltungswiderspruch nicht 

zur Behandlung annimmt oder einen Wider­

spruchsantrag nicht gemäß den Vorschriften wei­

terverweist oder nicht innerhalb der gesetzlichen 

Frist den Verwaltungswiderspruchsbescheid er­

lässt, so wird den direkt verantwortlichen leiten­

den Personen und sonstigen direkt verantwortli­

chen ^Personen die Disziplinarstrafe der Verwar­

nung, des Verweises oder strengen Verweises auf­

erlegt; wird nach ausdrücklichem Befehl der Ver­

waltungswiderspruch immer noch nicht zur Be­

handlung angenommen oder nicht gemäß den 

Vorschriften weiterverwiesen und hat dies ernste 

Konsequenzen, so wird die Disziplinarstrafe der 

Degradierung, Amtsenthebung oder Entlassung 

auferlegt.

§ 35 (Amtspflichtverletzung) Ist ein Mitar­

beiter der Verwaltungswiderspruchsbehörde wäh­

rend des Widerspruchsverfahrens auf persönliche 

Vorteile aus oder versäumt er in sonstiger Weise 

seine Pflichten, so wird ihm die Disziplinarstra­

fe der Verwarnung, des Verweises oder strengen 

Verweises auferlegt; sind die Umstände schwer­

wiegend, wird ihm gemäß dem Recht die Diszipli­

narstrafe der Degradierung, Amtsenthebung oder

Entlassung auferlegt, ist ein Straftatbestand er­

füllt, wird die strafrechtliche Verantwortung ge­

mäß dem Recht verfolgt.

§ 36 (rechtswidriges Verhalten des An­

tragsgegners) Verletzt der Antragsgegner die­

ses Gesetz, indem er eine schriftliche Erwide­

rung nicht vorlegt oder die Beweise, (gesetzli­

chen) Grundlagen und sonstigen Materialien des 

Verwaltungsaktes nicht aushändigt oder indem er 

Bürger, juristische Personen oder sonstige Orga­

nisationen offen oder getarnt daran hindert, ge­

mäß dem Recht einen Verwaltungswiderspruch 

einzulegen, wird den direkt verantwortlichen lei­

tenden Personen und sonstigen direkt verant­

wortlichen Personen die Disziplinarstrafe der Ver­

warnung, des Verweises oder strengen Verweises 

auferlegt; werden Repressalien ergriffen oder In­

trigen betrieben, wird gemäß dem Recht die Dis­

ziplinarstrafe der Degradierung, Amtsenthebung 

oder Entlassung auferlegt; ist ein Straftatbestand 

erfüllt, wird die strafrechtliche Verantwortung ge­

mäß dem Recht verfolgt.

§ 37 (Nichterfüllung durch den Antrags­

gegner) Erfüllt der Antragsgegner den Verwal­

tungswiderspruchsbescheid nicht oder verzögert 

er die Erfüllung ohne gerechtfertigten Grund, so 

wird den direkt verantwortlichen leitenden Per­

sonen und sonstigen direkt verantwortlichen Per­

sonen die Disziplinarstrafe der Verwarnung, des 

Verweises oder strengen Verweises auferlegt; wur­

de nach ausdrücklichem Befehl immer noch nicht 

erfüllt, wird gemäß dem Recht die Disziplinar­

strafe der Degradierung, Amtsenthebung oder 

Entlassung auferlegt.

§ 38 (Korrektur) Entdeckt das für die Rechts­

tätigkeit verantwortliche Organ der Verwaltungs­

widerspruchsbehörde, dass ohne gerechtfertigten 

Grund ein Widerspruchsantrag nicht zur Be­

handlung angenommen wird, der Widerspruchs­

bescheid nicht in der vorgeschriebenen Frist er­

geht, Vorteilsnahme vorliegt, gegen Antragstel­

ler Repressalien geübt werden oder dass der 

Verwaltungswiderspruchsbescheid nicht durchge­

führt wird, so legt sie der betreffenden Verwal­

tungsbehörde ihre Ansicht vor; die betreffende 

Verwaltungsbehörde hat die Angelegenheit ge­

mäß den Vorschriften dieses Gesetzes und be­

treffender Gesetze und Verwaltungsrechtsbestim­

mungen zu erledigen.
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7. Kapitel: Ergänzende Regeln

§ 39 (keine Gebühren) Nimmt die Verwal­

tungswiderspruchsbehörde einen Widerspruchs­

antrag zur Behandlung an, darf sie von dem 

Antragsteller keine Gebühren verlangen. Die 

für Verwaltungswiderspruchsverfahren erforderli­

chen Mittel sind in die Verwaltungskosten der Be­

hörden einzubeziehen und von der Finanzverwal­

tung derselben Ebene zu gewährleisten.

§ 40 (Fristen, Zustellung) Die Berechnung 

der Verwaltungswiderspruchsfrist und die Zustel­

lung von Dokumenten werden gemäß den Vor­

schriften des Zivilprozessgesetzes über Fristen 

und Zustellung durchgeführt.

Die Vorschriften dieses Gesetzes über „fünf Tage“ 

und „sieben Tage“ bezüglich der Widerspruchs­

frist betreffen Werktage und umfassen nicht Fei­

ertage.

§ 41 (Ausländer) Ausländer, Staatenlose und 

ausländische Organisationen, die innerhalb der 

Grenzen der VR China einen Verwaltungswider­

spruch einlegen, wenden dieses Gesetz an.

§ 42 (andere Gesetze) Stimmen die Vorschrif­

ten über Verwaltungswiderspruch von vor Durch­

führung dieses Gesetzes verkündeten Gesetzen4 

mit Vorschriften dieses Gesetzes nicht überein, so 

sind die Vorschriften dieses Gesetzes maßgebend. 

§ 43 (In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Tre-

ten) Dieses Gesetz wird vom 1.10.1999 an 

durchgeführt. Gleichzeitig werden die vom 

Staatsrat am 24.12.1990 erlassenen und am 

9.10.1994 revidierten „Verwaltungswiderspruchs­

bestimmungen“ aufgehoben.

Jü'l

H+ää AW-ft fr®

mog». & w»® im föne

+ Affig 1999 A 10 fi 1 0 ® SSW. 1990 A 12 24 H , 1994

^10^ 9 miÄlt.

4Z.B. die Regeln über den Verwaltungswiderspruch des Patent­

amtes (zur probeweisen Durchführung) vom 29.12.1991.




